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Anträge mit konkret verorteten Standortvorschlägen zum Lastenradparken sind mit der Bitte 
um Prüfung und Umsetzung an das Baureferat zu richten. Das Baureferat bindet das 
Mobilitätsreferat in das Prüfverfahren ein. Das Mobilitätsreferat prüft, inwiefern ein Bedarf für 
die beantragten Abstellanlagen vorliegt, sowie die Verträglichkeit mit dem 
Parkraummanagement. 

Der o.g. Antrag entspricht nicht den Anforderungen an einen standortgenauen Antrag zur 
Schaffung neuer Lasten-/Fahrradabstellanlagen. Um die geforderte Schaffung von 
bedarfsgerechten öffentlichen Lasten-/Fahrradabstellanlagen im Stadtbezirk voranzubringen, 
ist das im Folgenden dargestellte Beantragungsverfahren zu berücksichtigen. Ein Antrag des 
Bezirksausschusses zur Schaffung neuer Lasten-/Fahrradabstellanlagen ist an das Baureferat 
zu richten. Der Antrag muss einen oder mehrere Standortvorschläge mit eindeutigem 
Flächenbezug enthalten (z.B. „Umwandlung des ersten Pkw-Parkplatz westlich angrenzend an 
bestehende Fahrradabstellanlage vor Loferer Str. 14“). Als Grundlage für die Bedarfsprüfung 
durch die Stadtverwaltung ist dem Antrag ein Nachweis auf einen vor Ort vorliegenden 
Lasten-/Fahrradabstellbedarf beizulegen (z.B. Foto) bzw. eine Begründung zu geben, weshalb 
vor Ort ein allgemeiner Lasten-/Fahrradabstellbedarf zu erwarten ist. Es besteht die 
Möglichkeit, mehrere Standortvorschläge gebündelt zu beantragen. 

Wir bitten um Verständnis, dass während der Pilotphase zum Lastenradparken voraussichtlich 
nicht alle in Frage kommenden Standortvorschläge umgesetzt werden können. 

Dem Antrag Nr. 14-20 / B 07143 kann nach Maßgabe der vorstehenden Ausführungen 
entsprochen werden. Er ist damit behandelt.

Mit freundlichen Grüßen 

gez.
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